
Berufliche Souveränität 
für Europas Jugend
Die Politik muss den Start ins Erwerbsleben 
besser gestalten

Die Schweiz macht es vor: Durch kluge Reformen hat dort die duale 
Berufsbildung hohe Attraktivität behalten, Jugendarbeitslosigkeit und 
Armut trotz Arbeit liegen auf niedrigem Niveau. In einer vergleichen-
den Studie haben die Autor*innen dieses Beitrags analysiert, welche 
Weichen die europäische Politik stellen muss, damit junge Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt bestehen. Dabei geht es um mehr als die Siche-
rung des jeweils eigenen Lebensunterhalts: Berufliche Souveränität ist 
die Voraussetzung dafür, dass die junge Generation ihren Beitrag zum 
digitalen und ökologischen Wandel leisten kann.
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Junge Menschen müssen in der Lage sein, 
Europas Zukunft grüner, digitaler und inte-
grativer zu gestalten“, forderte die EU-

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
im Herbst 2021 in ihrer Rede zur Lage der Uni-
on. In dieser Rede regte sie ein „Europäisches 
Jahr der Jugend 2022“ an – ein Vorschlag, der 
am 22. Dezember 2021 vom Europäischen Par-
lament und dem Rat angenommen wurde. Im 
entsprechenden Dokument werden unter ande-
rem folgende Ziele aufgezählt: die Umsetzung 
von Grundsatz 1 der Europäischen Säule sozia-
ler Rechte („Jede Person hat das Recht auf 
hochwertige und integrative allgemeine und 
berufliche Bildung und lebenslanges Lernen“); 
verstärkte Bemühungen Europas um einen ge-
rechten Übergang von der Schule in den Beruf 
(verurteilt wurde zum Beispiel die Praxis unbe-
zahlter Praktika, wenn sie nicht mit dem Er-
werb von Bildungsabschlüssen zusammenhän-

gen); weitere Impulse für die Schaffung hoch-
wertiger Beschäftigungsmöglichkeiten für 
junge Menschen, zum Beispiel durch die Stär-
kung der sogenannten Jugendgarantie (seit 
2013 sollen die EU-Mitglieder allen Jugendli-
chen, die weder in Beschäftigung sind noch 
eine schulische oder berufliche Ausbildung ab-
solvieren, einen Ausbildungsplatz garantieren). 

Aus nachvollziehbaren Gründen wurde die Auf-
merksamkeit europäischer Politik seitdem auf 
andere Themen gelenkt, sodass kein Aufbruch 
zu einer neuen europäischen Jugendpolitik zu 
verzeichnen ist. Doch selbst wenn die Jugend 
2022 im Vordergrund der Europapolitik ge-
standen hätte, wäre wohl kein Paradigmen-
wechsel erfolgt. Denn die zunehmende Komple-
xität des Übergangs von der Schule in den Be-
ruf wird politisch kaum verstanden und 
wissenschaftlich noch unzureichend erforscht. 
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Oft enden penibel-deskriptive Analysen der 
Jugendarbeitslosigkeit in simplen Forderungen, 
endlich die Jugendgarantie umzusetzen oder 
EU-Staaten mit Lehrlingssystemen zu folgen, 
weil diese angeblich die geringste Jugendar-
beitslosigkeit aufweisen. 

Diese Kluft zwischen ehrgeizigen, wenn nicht 
gar anmaßenden Zielen der europäischen Ju-
gendpolitik und ihren bisher meist bescheide-
nen Erfolgen haben wir zum Anlass genom-
men, die Komplexität der Übergänge Jugendli-
cher in das Arbeitsleben zu analysieren und 
aus den Erfahrungen ausgewählter Länder Vor-
schläge zu entwickeln, wie die europäische Ju-
gendpolitik verbessert werden könnte.

Ausgangspunkt ist die Theorie der Übergangs-
arbeitsmärkte, die den Arbeitsmarkt als eine 
Sequenz von individuellen Übergängen im Le-
bensverlauf betrachtet, die mit spezifischen Ri-

siken einhergehen. Oft wird allerdings statisch 
auf die Anzahl von Arbeitslosen, offenen Stel-
len oder Beschäftigen abgehoben, wenn die Ar-
beitsmarktsituation erfasst werden soll. Diese 
Statistiken bilden selten die Dynamik ab und 
erlauben keine Rückschlüsse auf längerfristige 
Erwerbsverläufe. Auch die Personalpolitik der 
Betriebe ist oft kurzfristig auf Einstellungen 
oder Entlassungen konzentriert und nicht auf 
langfristige Personalentwicklung, einschließ-
lich Ausbildung und Weiterbildung. Das führt 
zu Situationen, wie wir sie aktuell nur zu gut 
kennen: Fachkräftemangel und die fragwürdige 
Hoffnung darauf, qualifizierte Fachkräfte aus 
anderen Ländern anwerben zu können.

Gewiss: Übergänge sind mit Risiken verbunden, 
mit denen wir uns alle ungern befassen. Ris-
kant sind im Lebensverlauf vor allem der 
Übergang von der Schule in den Beruf, der 
Übergang von einem Job zu einem anderen, 
der Übergang von der Arbeit in die Arbeitslo-

sigkeit, der Übergang von der Erwerbsarbeit in 
(meist) unbezahlte Sorgearbeit in der Familie, 
der Übergang in (zeitweilige) Erwerbsunfähig-
keit oder Rente. Eine konsequente Risikopers-
pektive betrachtet Übergänge jedoch nicht nur 
unter dem Aspekt der Gefahr, sondern auch der 
Chance. In der Abwägung beider Aspekte spie-
len asymmetrische Wahrnehmungen eine gro-
ße Rolle. Beispielsweise werden kleine, unmit-
telbar drohende Gefahren (Verluste) gegenüber 
großen Gefahren in weiterer Ferne überschätzt. 
Wir versichern uns schnell gegen Reiseausfälle, 
aber nicht gegen Berufsunfähigkeit. Entspre-
chend kurzsichtig und risikoscheu fällt oft die 
Berufswahl aus. Viele Faktoren bestimmen hier 
die Einschätzung der Vor- und Nachteile: Tradi-
tion (Eltern und soziales Umfeld), Peer-Gruppen 
(Schule), Löhne (materieller Reiz), gesellschaft-
liche Stellung, kognitive Fähigkeiten oder Ta-
lent. Die Schnittstellen zwischen Bildung, Aus-
bildung und Arbeitsmarkt beeinflussen die Art 
und Höhe des Berufsrisikos, etwa frühe Festle-
gung auf einen bestimmten Ausbildungsgang 
(„berufliche“ versus „höhere“ Bildung) oder 
mangelnde Durchlässigkeit zwischen spezifi-
schen Berufen oder Bildungsgängen. 

Die Gestaltung dieser Schnittstellen ist oft his-
torisch bedingt – so existieren in manchen 
Ländern duale Ausbildungssysteme, in anderen 
dominiert die schulische Ausbildung. Sie hängt 
aber auch von den Governance-Strukturen ab, 
also vom Zusammenspiel und der Koordination 
der zentralen Akteure. Diese bestimmen die 
Teilung der Macht (und damit auch der Risiken). 
Sind diese Strukturen eher zentral oder dezen-
tral, eher kooperativ oder wettbewerblich, eher 
legalisiert und bürokratisch oder durch selbst-

bestimmte und flexible Vereinbarungen be-
stimmt? Die Theorie der Übergangsarbeits-
märkte setzt auf dezentrale und kooperative 
Verhandlungsstrukturen und zugleich auf 
übergreifende rechtliche Steuerung durch 
hohe Qualitätsstandards, Erfolgskontrolle und 
Stärkung der Subsidiarität durch Finanzaus-
gleich. Diese Governance-Strukturen müssen – 
darauf verweisen moderne Gerechtigkeitstheo-
rien – von klaren Normen begleitet werden: 

„Die Personalpolitik der 
Betriebe ist oft kurz-

fristig auf  Einstellungen 
oder  Entlassungen 
konzentriert und 

nicht auf langfristige 
 Personalentwicklung“

„Die Steuerung muss 
vom Ideal autonomer 

 Erwerbsbürgerinnen und 
Erwerbsbürger ausgehen“
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Sie müssen vom Ideal autonomer Erwerbsbür-
gerinnen und Erwerbsbürger ausgehen. Für Ju-
gendpolitik bedeutet das, nicht nur für die 
kurzfristigen Bedarfe des Arbeitsmarkts auszu-
bilden, sondern für eine nachhaltige Erwerbs-
fähigkeit zu sorgen. Berufliche Souveränität er-
laubt es jungen Menschen, nicht nur einen 
würdigen Lebensunterhalt für sich selbst zu 
verdienen, sondern auch einen guten Teil der 
gesellschaftlichen Last des digitalen und grü-
nen Strukturwandels mitzutragen. 

Vielen Jugendlichen in Europa wird dieses 
Recht auf berufliche Souveränität verwehrt. In 
den 27 Mitgliedsstaaten der Europäischen Uni-
on waren 2021 13,1 Prozent der Jugendlichen 
im Alter von 15 bis 29 Jahren weder in Bil-
dung, Beschäftigung oder Ausbildung (man 
spricht hier von „NEETs“: „Not in Education, Em-
ployment or Training“). Junge Frauen (14,5 Pro-
zent) sind stärker betroffen als junge Männer 
(11,8 Prozent); von den europäischen Ausbil-
dungssystemen am stärksten vernachlässigt 
werden gering Qualifizierte (15,5 Prozent). Die 
Länderunterschiede dabei sind beträchtlich: In 
Italien oder Griechenland etwa sind über ein 
Viertel selbst der hoch qualifizierten Jugendli-
chen „NEETs“. Bis 2030 möchte die EU die NEET-
Rate auf durchschnittlich 9 Prozent drücken. 

Was könnte dabei die Rolle der europäischen 
Jugendpolitik sein? Hilfreich ist ein geschärf-
ter Blick auf Länderunterschiede, auch über 
den Horizont des EU-Mitgliedsstatus hinaus. 
In einem Vergleich von Dänemark, Deutsch-
land, Frankreich, Österreich und der Schweiz 
erweist sich – gemessen an mehreren Indika-
toren wie NEET-Anteil, Höhe und Dauer der 
Arbeitslosigkeit, Armut trotz Arbeit, Anteil ge-
ring qualifizierter Jugendlicher – das Schwei-
zer Bildungs- und Ausbildungssystem als das 
erfolgreichste. Während das duale System der 
Ausbildung, vor allem das deutsche Lehrlings-
system, in die Krise geriet und in Frankreich 
ohnehin kaum existiert, gelang es der 
Schweiz in kontinuierlichen Reformen, das 
duale Prinzip beizubehalten und gleichsam zu 
veredeln. Maßgeblich hierfür waren drei Fak-
toren: erstens die Eigenständigkeit der 26 
Kantone in der Umsetzung dieses Prinzips, 
zweitens die enge vertragliche Abstimmung 
unter den Kantonen in Verbindung mit Sozi-
alpartnern und starken professionellen Ver-
bänden und drittens die strategische Feder-
führung des Bundes vor allem im Hinblick auf 
hohe und zeitgemäße Qualitätsstandards und 

die Schaffung zuverlässiger Brücken zwi-
schen den vielen (teils hoch) professionellen 
tertiären Ausbildungsstätten. Diese institutio-
nalisierte Brückenbildung führte dazu, dass – 
im Gegensatz zu allen anderen untersuchten 
Ländern – der Einstieg in die duale Berufsbil-
dung nach wie vor für etwa zwei Drittel (63,3 
Prozent) der Schweizer Jugendlichen attraktiv 
und nicht stigmatisierend wirkt. Und diese 
Governancestruktur stützt nicht nur die Aus-
bildungsbereitschaft, sondern auch die Inno-
vationskraft der Betriebe und die Mobilität 
von Arbeitskräften.

Den europäischen Rahmen für die nationalen 
Übergänge von der Schule in den Beruf bilden 
drei Initiativen: der Europäische Qualifikati-
onsrahmen, die Europäische duale Ausbil-
dungsallianz (einschließlich des Erasmus-Pro-
gramms) und die Jugendgarantie. In der Umset-
zung dieser Instrumente entdeckten wir 
Teilerfolge, aber auch noch große Defizite. Es 
mangelt vor allem an administrativen, zum Teil 
auch an finanziellen Kapazitäten. 

Wie könnte die Europäische Union aus den Er-
fahrungen ihrer Mitglieder oder Partner ler-
nen? Da sich Governance-Systeme anderer 
Länder nicht kopieren lassen, kann es nur dar-
um gehen, Prinzipien aufzugreifen und die Po-
litik im jeweils eigenen Kontext darauf auszu-
richten. Neben den genannten Erfolgsmerkma-
len der Schweiz halten wir vor allem folgende 
Prinzipien für bedenkenswert:

Erstens das Prinzip der Hybridisierung: Etab-
lierte Institutionen können mit neuen Elemen-
ten überlagert oder ergänzt werden. Für eine 
Kombination von Lehrlingssystemen mit pro-
fessionell akademischer Bildung gibt es neben 
den dualen Fachhochschulen der Schweiz auch 
in Deutschland mit seinen dualen Studiengän-
gen gute Beispiele.

Zweitens das Prinzip der „moralischen Verge-
wisserung“: Jede Versicherung verleitet zu 
Missbrauch, sodass sich Politik oft nur darauf 
konzentriert, diese Versuchung (moral hazard) 
durch Sanktionen einzudämmen. Vergessen 
wird dabei oft die Kehrseite der Versicherung, 
nämlich der Anreiz, Risiken zu übernehmen, 
wenn Sicherheiten gewährleistet sind (moral 
assurance). Jugendliche entscheiden sich oft ri-
sikoscheu, weil sie nicht wissen, wie es weiter-
gehen könnte, wenn etwas schiefläuft, auch 
weil sie von den Eltern abhängig sind und kei-
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ne Rücklagen haben. Ein System aktiver Si-
cherheiten kann ihnen helfen, diese Scheu zu 
überwinden. Ein gutes Beispiel sind Stipendien 
wie in Dänemark, die alle Jugendlichen ab dem 

18. Lebensjahr unabhängig von der Einkom-
menslage der Eltern erhalten. Diese und andere 
Sicherheiten erlauben es ihnen, verschiedene 
Berufs- und Beschäftigungsmöglichkeiten aus-
zuprobieren. Dieses Prinzip gilt auch für Be-
triebe. Jugendliche oder Lehrlinge einzustellen, 
ist zunehmend mit Risiken verbunden. Kalku-
lierbare Lohnkostensubventionen für Betriebe 
oder Betriebsverbünde, um Ausbildung, Be-
schäftigungserhalt oder Weiterbildung mit zu 
finanzieren – gut entwickelt in Österreich oder 
geplant in Deutschland –, können die Risiko-
scheu der Betriebe überwinden.

Drittens das Prinzip flexibler Implementierung: 
Es sollten Programme entwickelt werden, die 
gleichzeitig auf die Bedürfnisse der Jugendli-
chen und auf die lokalen oder regionalen Kapa-
zitäten zugeschnitten sind. Das scheint in der 
Umsetzung der Jugendgarantie in Österreich 
besonders gut gelungen.

Die derzeit – trotz des Europäischen Jahrs 
2022 – gebremste europäische Jugendpolitik 
könnte diese Prinzipien aufgreifen und die 
Idee des dualen Lernens als Leitschnur neh-
men. Die Schweiz wertete 2021 ihr Institut 
für Berufsbildung zu einer Hochschule auf 
(Eidgenössische Hochschule für Berufsbil-
dung, EHB); neben dem Schwerpunkt Lehr-
kräfteausbildung soll die Forschung zu beruf-
licher Bildung verstärkt werden. Europa 

könnte strategisch eine stärkere Rolle spielen, 
wenn es eine Europäische Universität für Be-
rufsbildung gründen würde. Darüber hinaus 
könnte Europa dem Schweizer kooperativen 
Föderalismus folgen und statt auf Ergebnis-
steuerung (bei der etwa auf einen Mindestan-
teil an Jugendlichen in tertiärer Bildung ge-
schaut wird) eher auf Kapazitätssteuerung 
setzen, die etwa beim Anteil an tertiär oder 
professionell gebildeten Lehrkräften für be-
rufliche Bildung ansetzt. 

Dem Beitrag liegt folgende Studie zugrunde: 
Schmid, Günther/Bellmann, Lutz/Gazier, Bernard/
Leschke Janine: Governing sustainable school to 
work transitions: Lessons for the EU, Bonn: IZA 
Policy Paper 197, Januar 2023, https://docs.iza.
org/pp197.pdf.
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„Ein System aktiver Si-
cherheiten, etwa durch 

Stipendien, kann Jugend-
lichen helfen, ihre Risiko-

scheu zu überwinden“
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